
jO/SfJ-1/1f/HE 
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An das 
PrMsidium des Nationalrates 

Parlament 
101 7 Vi i e n 

IHR ZEICHEN IHRE NACHRICHT VOM 

TELEGRAMMADRESSE WITREUKA WIEN 

Telex 112264 

UNSER ZEICHEN 

195/85/Dr.G/K 
DATUM 

15.3.1984 

BETRIFFT: Ent\"rurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Energie­
f6rderungsgesetz 1979 geändert wird 

Unter Bezugnahne auf die Übersendungsnote des Bundesministe­

riuns fUr Finanzen, vom 1. Februar 1985, GZ. 13 3102/2-IV/13/05, 

Ubermittelt die Kammer in der Anlase zu oa. Betreff 22 Aus­

fertigungen ihrer Stellungnahme, mit der Bitte um Kenntnis­

nahme. 

Beilagen 

Postsparkassen-Konto 1838.848 

Hochachtungsvoll 

Der Kanunerdirektor: 

i.V~ 1 /~ ; 

! 

Bankkonten: 0049-46000100 Creditanstalt Bankverein, Wien 
301 93380000 Bank fGr Wirtschaft und Freie Berufe A.G" Wien 
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KA~Il\IER DER 'YIRTSCHAFTSTRELHÄ~DER 
JOHl '''IEN "nI. DENNOPL.ATZ 4/I // 

TELEGRAMMADRESSE WITREUKA WIEN 

Telex 112264 

TEL~FON ",. 16 72-0 .. 

1m das 
nunaes~inisteriuM für rinanzen 

Hirmnelpfortgasse 4-8 
1015 H i e n 

IHR ZEICHEN IHRE NACHRICHT VOM UNSER ZEICHEN DATUM 

15.3.1985 3 8102/2-IV/13/85 1.2.1985 195/85/Dr.G/IC 

BETRlm: .cntvrurf eines Eundesgesetzes,. ~i t den das :Snerg ie­
f5rderungsgesetz 1979 ge~ndert wird 

Unter BezugnahMe auf die Dbersendungsnote des Bundesrniniste­

riuns für Finanzen vom 1. Februar 1985, GZ. 13 8102/2-IV/13/85, 

gestattet sich die I(ammer der 1·.7irtschaftstreuh~nder, zu dem 

Ent';trurf eines Bundesgesetzes, r.1it dem das Energieförderungs­

gesetz 1979 geändert wird, wie folgt Stellung zu nehmen: 

Durch die Uovellierung zum EStG soll nach l\rt. I Z 1, 2 und 5 

die Inanspruc1mahne steuerlicher Investitionsbegünstigungen an 

die vorn Bundesministerium für BandeI, Gewerbe und Indus~rie im 

Einvernehmen mit dem BundesministeriuD für Finanzen auszu­

stellende energic\virtschaftliche Zweckmtßigkei tsbescheinigung 

geknüpft vierden . 

Durch die Befassung zweier Bundesministerien mit der Ausstel­

lung der Zwecknäßigkeitsbescheinigung gemäß dem 4. Abschnitt 

des EnFG könnten sich nicht unerhebliche Konpetenzprobleme 

ergeben. Auch scheinen die Vor~uisetzungen für die energiewirt­

schaftlicheZ\Jeckm~ßigkei t sehr sch\'ler zu fassen und die gegen­

vlärtige Formulierung in § 20 Ent\·rurf zum .cnFG zu unbestimmt . 

. Die Kammer nir:unt an., daß von der .cinschrQnkung der Investi­

tionsbegünstigungen nur die in § 2 Abs. 1 Z 1 EnFG in der 

Fassung des Entwurfes gena,nnten Investitionen hetroffen sein 

sollen, erlaubt sich jedoch eine Präzisierung im § 8 Abs. 5 des 

Ent'i1Urfes anzuregen. 
b.w. 
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Cie Fra0e ~er Aktivierun('rsDflicht von rrncuer~n~sinvestitionen 

in hestehenc'len Erzeuqunss- und Verteil unssanlac;en rre\.'innt ",i t 

~en geplanten !!ovellen außerordentliche Sedeutuns. Da nach de~ 

Ent\,·mrf der I:nPC--l:ovelle (~, :21) !',ntr~-;0e auf resc:leirücyunr vor 

f:aubesinn einzul~,ringcn 8in« und eie rrase, o1~, eine J"J:ti vierun0 

von llUfHcnr3unqen erfolgen soll oeer nicht 1..':.:J. en~t in ZU0e 

einer I~etriebsprüfun9 erfo10en }~ann, be\lirl:t (liese Vorschrift 

eine erhebliche nechtsunsicherheit. 

l'"ußerdem J:onnten nach c3en r:inkomr:lensteuerrichtlinien in elen' 

Ftillen, in (1enen strittige l\ufuenc'iunqen nachtri-:~1'liell a]:tiviert 

\lerclen, dafiir die Invcsti tionsbegUnsti('rul1gen heansprucht 

\,'erden, \las in ninJ:unft nicht mehr mögl ich. uUre. 

Die ICammer gestattet sicl1 daher vorzuschla<]en, zur.'1inc}est die 

Erneuerungs- und ~rveiterungsinvestitionen bei bereits bc~ 

stehenden Erzeugungs- und Verteilungsanlagen aus dieser 

Hegelung auszuklarntlern. Dies könnte (lurch eine I:infUsung dieser 

aktivierungspflichtigen Aufwendungen nach Z 3 des § 2 (1) EnFG 

erfolgen. 

In EnFG "lird der Begriff "lmlagen" venlendet, das ::::inl::or.unen­

steuerqesetz spricht jedoch von 1:irtschaftsgUtern. 8ie Ear..mer 

hält daher eine Abstimmung dieser ':'erminologie für not\lendig. 

Darüber hinaus erscheint eine Übersanqsregelung, für die bereits 

vor Inkrafttreten der Novelle beauftragten oder in Bau be~ind­

lichen Anlagen würischenswert~ 

Die }~ar.tr:1er bittet höflich UM Kenntnisnahme und gestattet sich 

mitzuteilen, daß wunschgemäß 22 Ausfertigungen dieser Stellung­

nahme unter einem dem Pr~:isidium des IJationalrates zUgelei tet 

'lIlUrden. 

Der Prtisident: Der KarDerdire]:tor:' 

i.V. KR ill:frn.Schwarze.h. Dr.Schneider e.~. 
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